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Armut als Mangel an sozialen Netzwerken und gesellschaftlicher Teilhabe 

Die Akzeptanz von psychischen Erkrankungen in der 
Gesellschaft hat sich in den vergangenen Jahren zwar 
verbessert, jedoch erfahren noch immer viele Betrof-
fene gesellschaftliche Stigmatisierung. Die mediale 
Berichterstattung über einzelne Personen mit psychi-
schen Erkrankungen, die zur Gefahr für andere Men-
schen wurden, werfen ihre Schatten auf alle Menschen 
mit psychischen Beeinträchtigungen und erzeugen 
Ängste und Unsicherheiten im Umgang mit Betrof-
fenen. Oft führen erlebte Ausgrenzungserfahrungen 
zu sozialem Rückzug, Misstrauen und Scham. Die Teil-
nahme am gesellschaftlichen Leben findet nicht mehr 
statt. Die Betroffenen nehmen ausschließlich Ange-
bote der psychiatrischen Versorgungslandschaft wie 
Tagesstätten und Kontaktstellen wahr. Dies gilt vor 
allem für die Lebensbereiche Arbeit, Freizeit und Kultur. 
Die Folgen sind zunehmende Vereinsamung, Verstär-
kung der Krankheitssymptome, das Auf-sich-selbst-
zurückgeworfen-sein und eine immer ausgeprägtere 
Abhängigkeit von professioneller und institutioneller 
Hilfe. Nimmt man die materielle Situation hinzu, muss 
tatsächlich von Armut gesprochen werden.

Im Bereich Familie und soziale Netze zeigt sich, dass 
Menschen mit psychischen Erkrankungen durch-
schnittlich kleinere soziale Netze haben und höhere 
Scheidungsraten aufweisen als die Durchschnitts-
bevölkerung.18 Angehörige und Familien sind oft in 
gleicher Weise Stigmatisierungen ausgesetzt wie die 
Betroffenen selbst. Eine lange andauernde psychische 
Erkrankung eines Familienmitglieds ist verbunden mit 
einem steigenden Exklusionsrisiko für die gesamte 
Familie. Ein entscheidender Faktor ist dabei die Be-
teiligung der Angehörigen an den Kosten und der 
Betreuung. Zum finanziellen Aufwand kommen noch 
Einkommensverluste hinzu – die Begleitung des kran-
ken Familienmitglieds zu Arzt- oder Therapieterminen 
und der Beistand in Notsituationen erfordern häufig 
die Abwesenheit vom Arbeitsplatz. Die emotionale Be-
lastung durch die mit der Krankheit verbundene Un-
gewissheit und oft Ausweglosigkeit birgt die Gefahr, 
selbst krank zu werden.

Armut als Mangel an Verfügbarkeit von Wohnraum 

Die UN-Behindertenrechtskonvention fordert in Artikel 
19 das Recht für alle Menschen mit Behinderung, mit 
den gleichen Wahlmöglichkeiten wie andere Menschen 
in der Gemeinschaft zu leben. In Art. 28 wird formu-
liert, „Menschen mit Behinderung gleichberechtigten 
Zugang zu Leistungen und Programmen des sozialen 
Wohnungsbaus zu sichern“.19 Doch die Situation von 
Menschen mit psychischen Beeinträchtigungen sieht 
immer noch anders aus: Sie sind in hohem Maß von 
Exklusion und Ausgrenzung im Bereich Wohnen betrof-
fen, so dass sie häufig keine eigenständigen Mietverträ-
ge abschließen können und dadurch auch auf „Sonder-
wohnformen“ angewiesen sind. Diese Umstände haben 
u. a. dazu geführt, dass zunehmend mehr sogenannte 
Trägerwohnungen entstanden sind. Es gibt einen Be-
darf an „bezahlbarem“ und geeignetem Wohnraum. Da 
viele Menschen mit einer psychischen Erkrankung auf 
Transferleistungen angewiesen sind, müssen die Mieten 
den Angemessenheitsgrenzen des SGB II (Hartz-IV) und 
SGB XII (Sozialhilfe) entsprechen. Doch Wohnungen in 
entsprechender Größe und Lage mit der notwendigen 

Infrastruktur und ausreichendem ambulanten Hilfesy-
stem sind gerade auf angespannten Wohnungsmärk-
ten kaum bis gar nicht zu finden. Geringes Angebot 
und hohe Nachfrage erzeugen ein Ungleichgewicht, 
Mieten steigen, und der Verdrängungsmechanismus 
von Menschen mit niedrigem Einkommen und ande-
ren sozialen Einschränkungen in Randgebieten nimmt 
weiter zu. Als zusätzliche Barrieren zählen Stigmatisie-
rung, krankheitsbedingte Einschränkungen der Men-
schen selbst und auch bürokratische Vorgaben der 
Wohnungsunternehmen. 

Es ist Aufgabe des Bundes, der Länder und Kommunen, 
in gemeinsamer Kraftanstrengung mit der Wohnungs-
wirtschaft für ausreichend angemessenen Wohnraum 
im unteren Preissegment zu sorgen.20 Die Einrichtungen 
der psychiatrischen Versorgung sind angehalten, die 
Wünsche der Nutzerinnen und Nutzer nach selbstbe-
stimmten Wohn- und Lebensformen zu thematisieren 
und entsprechend zu unterstützen. Dabei ist die Koo-
perationen aller Beteiligten von gegenseitigem Nutzen.
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Armut als Mangel an Bildung und Arbeit 

Der Anteil psychischer Erkrankungen im Arbeitsleben 
nimmt an Bedeutung erkennbar zu. Einer Analyse der 
DAK-Gesundheit21 zufolge entfielen 2014 knapp 17 
Prozent aller Fehltage auf Depressionen, Angststö-
rungen und andere psychische Leiden. Das ist ein An-
stieg um knapp 12 Prozent im Vergleich zum Vorjahr. 

Die Berichte diverser Krankenkassen verdeutlichen, 
dass unter den affektiven Störungen die Depressionen 
dominieren und diese Diagnose immer häufiger ge-
stellt wird. So entfielen 2014 auf 100 DAK-Versicherte 
112 Fehltage wegen Depressionen. Der Anstieg ist ra-
sant; in den letzten zehn Jahren hat sich die Zahl der 
in Depressionen begründeten Fehltage mehr als ver-
doppelt.22

Bei den Frühberentungen stehen psychische Erkran-
kungen an erster Stelle, gefolgt von Krankheiten des 
Muskel-Skelett-Systems und des Bindegewebes, von 
Neubildungen (Tumore) sowie Krankheiten des Kreis-
laufsystems.23 

Psychische Störungen sind mit vielfältigen Einschrän-
kungen und Behinderungen im Bereich Bildung und 
Arbeit verbunden. Diese können je nach Art von Di-
agnose, Entwicklungsstufe und Entstehungszeitraum 
variieren und reichen von frühzeitigem Schulab-
bruch, keiner oder abgebrochener Ausbildung, Ar-
beitslosigkeit, verminderter Arbeitsproduktivität und 
niedrigerem Einkommen bis hin zu Frühberentung.24 
Umgekehrt hat der Erwerbsstatus jedoch erhebliche 
Auswirkungen auf die psychische Gesundheit. Bei ar-
beitslosen Menschen ist die Morbiditätsrate zwei- bis 
dreimal höher als bei Menschen, die in einem Arbeits-
verhältnis stehen.25

Von den verschiedenen möglichen Beeinträchtigun-
gen während eines Studiums sind psychische Stö-
rungen mit 45 Prozent die am häufigsten auftretende, 
wie eine Befragung von 16.000 Studierenden ergab. 
Bei einem Viertel der Studierenden trat die studien-
erschwerende Beeinträchtigung erst nach Beginn des 
aktuellen Studiums auf. Schwierigkeiten mit zeitlichen 
Vorgaben, z.B. dem vorgegebenen Leistungspensum 
pro Semester oder der hohen Prüfungsdichte, zeigen 
überdurchschnittlich viele Studierende mit psychi-

schen Beeinträchtigungen.26 94 Prozent der an psychi-
schen Störungen erkrankten Studentinnen und Stu-
denten ist ihre Beeinträchtigung auf den ersten Blick 
nicht anzusehen. Dies wird von den Betroffenen als zu-
sätzlich belastend erlebt, da sie häufig auf Unverständ-
nis für die aus ihrer Krankheit resultierenden Einschrän-
kungen in ihrem Lebensumfeld treffen.

Aus dem „Teilhabebericht der Bundesregierung über 
die Lebenslagen von Menschen mit Beeinträchtigun-
gen“ 27 geht hervor, dass:

  50 Prozent der Menschen mit chronischen psychi-
schen Störungen im erwerbsfähigen Alter keiner 
Erwerbstätigkeit nachgehen,

  20 Prozent in einer Werkstatt für behinderte Men-
schen (WfbM) tätig sind,

  die Möglichkeiten zum Übergang von der WfbM 
zum allgemeinen Arbeitsmarkt unsicher und mit Ri-
siken verbunden sind und in der Praxis derzeit nur 
für eine sehr kleine Gruppe betroffener Personen 
möglich ist,

  15 Prozent der Betroffenen Hilfsangebote wie Ta-
gesstätten in Anspruch nehmen,

  Menschen aufgrund psychischer Störungen im 
Durchschnittsalter von 50 Jahren – also etwa vier 
Jahre früher als Menschen mit somatischen Erkran-
kungen – wegen Erwerbsunfähigkeit verrentet wer-
den.

Die Zahlen belegen im Umkehrschluss, dass nur cir-
ca 30 Prozent der Betroffenen in der Lage sind, ihren 
Lebensunterhalt mit dem eigenen Einkommen zu 
bestreiten. Der überwiegende Teil ist auf Transferlei-
stungen und materielle Unterstützung ihrer Familie 
angewiesen. Die „Wiedereingliederung“ nach längerer 
Krankheitsphase findet selten statt. Die Zunahme der 
Frühberentungen lässt eher darauf schließen, dass we-
niger rehabilitiert, sondern mehr ausgegrenzt wird. 
Die Exklusion aus der Arbeit führt neben dem Verar-
mungsrisiko auch zum Verlust von Sinnhaftigkeit und 
sozialen Kontakten.
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Fazit

Aus psychischen Erkrankungen resultieren Verar-
mungs- und Ausgrenzungsprozesse. Aufgrund der 
negativen Auswirkungen auf die Betroffenen ergeben 
sich dringender Handlungs- und Verbesserungsbe-
darf in der Prävention, Früherkennung, Beratung, Be-
handlung und Betreuung von psychischen Störungen 
und Erkrankungen. Nur so kann Armut durch materi-
elle Deprivation und soziale Ausgrenzung vermieden 
werden. Das Versorgungssystem ist – vor allem im 
ländlichen Raum – nach wie vor defizitär. Dies betrifft 
vor allem die ambulante Versorgung, Arbeitsmöglich-
keiten, Wohnen und Freizeit. An den entscheidenden 
Schnittstellen stationär/ambulant/rehabilitativ behin-
dern unterschiedliche Zuständigkeiten mehr, als sie 
fördern. Deshalb bedarf es der geregelten Koordina-
tion und Kooperation unterschiedlicher Hilfesysteme, 
um angemessene und lückenlose Behandlungs- und 

Begleitungsangebote zu sichern. Auch die unter-
schiedlichen Lebensumstände und Bedürfnislagen 
der Betroffenen müssen ausreichend Berücksichti-
gung finden, um personenzentrierte Hilfen anbieten 
und die Behandlungsbereitschaft steigern zu können. 

Da viele chronisch psychisch Kranke auf Grundsi-
cherung angewiesen sind, muss der Regelsatz (analog 
Hartz IV) dringend angehoben und regelmäßig den 
steigenden Lebenshaltungskosten angepasst werden. 
Die gesellschaftliche Sensibilisierung für psychische 
Störungen und Erkrankungen muss mit geeigneten 
Maßnahmen verstärkt fortgesetzt und damit die Ent-
stigmatisierung der Betroffenen gefördert werden. So 
muss die UN-Behindertenrechtskonvention mit Leben 
gefüllt werden, damit inklusive Prozesse selbstver-
ständlich werden. 
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